
Erlöse aus einem möglichen Verkauf
von Tochterunternehmen des Misch-

konzerns Evonik will die Bundesregie-
rung nicht an das Essener Mutterunter-
nehmen ausschütten. Vielmehr sollen
die erhofften Milliar-
denerlöse aus Veräuße-
rungen der Immo-
biliensparte oder der
Stromtochter Steag
direkt in die von Bund
und Ländern kontrol-
lierte RAG-Stiftung
fließen. Dies geht aus
dem geheimen Proto-
koll einer Sitzung des
RAG-Kuratoriums vom
Juni hervor. Darin ha-
ben sich Vertreter des
Bundes- und des saar-
ländischen Wirtschafts-
ministeriums für einen solchen Schritt
ausgesprochen. Eine mögliche Zerschla-
gung des Konzerns hatte zuvor Stif-
tungsvorstand Wilhelm Bonse-Geuking
ins Gespräch gebracht. Vor Evonik, so
der ehemalige BP-Manager, liege eine
schwierige Strecke. Die angepeilten
Wertsteigerungen seien durch die

Folgen der Wirtschaftskrise kaum mehr
zu erreichen. Es dürfe „keine Tabus“
mehr geben. Die RAG-Stiftung hält
noch rund 75 Prozent an dem aus der
Ruhrkohle AG hervorgegangenen

Mischkonzern. Aus den laufenden Evo-
nik-Erlösen bezahlt die Stiftung die Ewig-
keitslasten des Bergbaus wie etwa die
Pumpkosten für die Grundwasserabsen-
kungen. Schon in der Vergangenheit
hatte es Pläne gegeben, den Konzern
lieber zu zerlegen und die Verkaufserlö-
se zur Deckung dieser Kosten zu nutzen.
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Pyrrhussieg für Boeing

Noch feiert der amerikanische Flugzeughersteller Boeing den seit gut einer Woche
vorliegenden Zwischenbericht der Welthandelsorganisation (WTO) zum Subven-

tionsstreit mit Konkurrent Airbus als Sieg. Doch der Prozess um Anschubhilfen zwi-
schen den Konkurrenten könnte sich für die Amerikaner als gewaltiger Bumerang er-

weisen. Die vertrauliche Analyse der WTO
umfasst mehr als tausend Seiten. Darin
kritisiert die Handelsorganisation unter
anderem staatliche Forschungs- und Ent-
wicklungszuschüsse in dreistelliger Millio-
nenhöhe, die Airbus seit Mitte der neun-
ziger Jahre erhalten hat. Auch Kosten für
den Bau von Straßen sowie die Erschlie-
ßung und Bereitstellung von Grundstü-
cken hätten die Airbus-Länder Deutsch-
land, Frankreich, Großbritannien und
Spanien nicht übernehmen dürfen. Doch
Boeing und die Amerikaner haben noch

härtere Rügen zu befürchten, wenn die WTO im kommenden Frühjahr über die Ge-
genklage von Airbus entscheidet. Im Unterschied zu Airbus zahlt Boeing bisher näm-
lich offenbar nicht für die Nutzung überlassener Grundstücke. Airbus dagegen über-
weist beispielsweise für das zugeschüttete Mühlenberger Loch in Hamburg schon län-
ger Miete an den Stadtstaat. Auch bei der Forschungsförderung sind die Europäer
gegenüber den Amerikanern deutlich schlechter gestellt. Während Boeing beim Bau
seiner Flugzeuge im großen Stil von Erkenntnissen aus üppig dotierten Entwicklungs-
aufträgen der Nasa oder des Pentagon profitiert, gibt es bei Airbus solche indirekten
Subventionen nicht. Die Europäer müssen sogar für jeden Euro, den sie im Rahmen
staatlicher Förderprogramme erhalten, selbst noch einmal denselben Betrag drauflegen.
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Steinkohlenförderung
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Bund will Geld aus Evonik-Zerschlagung


